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HANSESTADT LÜNEBURG
DER OBERBÜRGERMEISTER

Vorlage-Nr.
VO/6996/16

02 - Finanz- und inneres Verwal-
tungsmanagement
Jutta Bauer

Datum: 
02.12.2016

Beschlussvorlage
Beschließendes Gremium:
Verwaltungsausschuss
Rat der Hansestadt Lüneburg

Abschluss eines Rahmenvertrages zwischen der Leuphana Universität Lüneburg 
und der Hansestadt Lüneburg über die Nutzung von Räumen und Flächen des Zen-
tralgebäudes (Audimax) der Universität Lüneburg

Beratungsfolge:

Öffentl. Sitzungs- Gremium
Status datum

N 13.12.2016 Verwaltungsausschuss

N 24.01.2017 Verwaltungsausschuss

Ö 26.01.2017 Rat der Hansestadt Lüneburg

Ergänzende Sachverhaltsdarstellung nach dem 13.12.2016

Da mehrheitlich weiterer Beratungsbedarf zu diesem Tagesordnungspunkt gesehen wurde, 
hat der Verwaltungsausschuss in seiner Sitzung am 13.12.16 folgende Beschlüsse gefasst:

1. Bei der Universität ist ein Antrag auf dreimonatige Fristverlängerung zu stellen.
2. Der Tagesordnungspunkt ist dem Rat, und zwar in seiner Sitzung am 26.01.17 zur 

Beschlussfassung vorzulegen.

Zu 1.)
Die Hansestadt Lüneburg hat mit Schreiben vom 16.12.16 bei der Leuphana Universität Lü-
neburg eine Verlängerung der Frist zum Abschluss des nunmehr anstelle einer Miet- und 
Nutzungsordnung verhandelten Rahmenvertrages bis zum 31.03.17 beantragt. Mit Antwort-
schreiben vom 21.12.16 ist die Leuphana auf diese Bitte eingegangen.

Zu 2.)
In der Fassung des Rahmenvertrages vom 08.12.16, die zur VA-Sitzung am 13.12.16 vorge-
legt wurde, wurden noch 2 redaktionelle Änderungen in § 1 Ziff. 5 und § 3 Ziff. 3b vorgenom-
men.  Insofern wird nun der Rahmenvertrag in der aktualisierten Fassung (siehe Anlage 1) 
zur Beschlussfassung vorgelegt. Zur leichteren Information sind nun auch sämtliche 9 Anla-
gen zu dem Rahmenvertrag zusammengefasst in einem Dokument beigefügt (siehe Anlage 
2).
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Um zu verdeutlichen, dass der vorgelegte Rahmenvertrag lediglich eine Konkretisierung – 
und ausdrücklich keine Änderung bzw. Verschlechterung - der bereits vom VA am 26.03.13 
beschlossenen vorläufigen Vereinbarung über die Grundsätze zur Nutzung des neuen Zen-
tralgebäudes der Stiftung der Universität Lüneburg darstellt, wurden in einer Synopse die 
Regelungen der vorläufigen Vereinbarung den maßgeblichen Passagen des Rahmenvertra-
ges (siehe Anlage 3) gegenübergestellt.

Das Nutzungsrecht gem. § 1 Ziff. 3 erstreckt sich im Erdgeschoss des Zentralgebäudes auf 
den Großen Saal (Auditorium Maximum) mit 931 m², das Foyer mit 616 m² sowie die Multi-
funktionsfläche mit 451 m² (siehe hierzu Anlage 1 der Anlage 2). Lediglich hinsichtlich der 
Nutzung des gastronomischen Angebotes und der dazu gehörigen Flächen (Speiseraum) 
bedarf es gemäß § 1 Ziff. 1 des Rahmenvertrages noch einer gesonderten Regelung im 
Nachtrag zu diesem Rahmenvertrag, da diese vom Ergebnis des  Vergabeverfahrens zur 
gastronomischen Nutzung abhängt. Zum Standard des Auditoriums Maximum gehört eine 
Bestuhlung von insgesamt 1.101 Sitzplätzen (730 Sitzplätze auf der Tribüne und 371 Sitz-
plätze im Parkett).
Zur technischen Standardausstattung gehören:

- Statische Saalbeleuchtung (dimmbar)
- Effektbeleuchtung in den Seitenwänden
- 2 Leinwände
- 1 Großprojektor
- Mikrofonanlage mit Lausprechern 
- Lüftungsanlage

Weitere technische Dienstleistungen und Service-Dienstleistungen können kostenpflichtig 
bei der Leuphana Veranstaltungs- und Vermarktungsgesellschaft mbH (LVV) gebucht wer-
den (siehe Anlage 8 der Anlage 2) oder bei einem dritten Dienstleister. 

Vorteile durch den Rahmenvertrag ergeben sich insbesondere für die eingetragenen Lüne-
burger Vereine. Die Hansestadt tritt nämlich nach § 1 Ziff. 4 bei sämtlichen Veranstaltungen, 
bei denen sie ihren Einrichtungen oder mehrheitlich von gehaltenen Gesellschaften und ein-
getragenen Vereinen ihre Nutzungsoption überlässt, als Mitveranstalter mit allen Pflichten 
auf. Das bedeutet, dass die eingetragenen Vereine einen festen Ansprechpartner bei der 
Hansestadt haben werden, der den Nutzungszugang und die vertraglichen Regelungen be-
gleitet und koordiniert. Die Pflichten, die sich aus § 4 des Rahmenvertrages für die Hanse-
stadt Lüneburg ergeben sowie entstehende Kosten wie z.B. Betriebskosten, Gema-Gebüh-
ren, zusätzliches Personal und Technik, die über die Standardausstattung hinausgehen, wer-
den von der Stadt jedoch vertraglich an den  Dritten, dem das Nutzungsrecht überlassen 
wird, weitergereicht. 

Der Rahmenvertrag wurde im Interesse der zukünftigen Nutzer entwickelt. Durch ihn können 
die einzelvertraglichen Regelungen sehr schlank gehalten werden. Die Prozesse werden 
dadurch vereinfacht und der bilaterale Verwaltungsaufwand niedrig gehalten werden. Dies ist 
insbesondere für kleinere Vereine noch einmal von besonderem Vorteil.

Bezüglich der für die Nutzung zu zahlenden Betriebs-/Nebenkosten (§ 8 des Rahmenvertra-
ges) kann die Stiftung erst nach Inbetriebnahme der technischen Anlagen des Zentralgebäu-
des einen Konkreten Vorschlag unterbreiten. Eine Pauschale von 1.000 € wie sie jetzt von 
Stadt für die Planung des internationalen Konzerts zur Aufführung von Beethovens Neunter 
Sinfonie im Rahmen der Städtepartnerschaft zu Naruto/ Japan zunächst angenommen wur-
de, wird von den Vertretern der Stiftung für eine Standardveranstaltung bereits als eine rea-
listische Größenordnung eingeschätzt.

Abschließend werden zur Veranstaltung noch einige Beispiele für Veranstaltungen benannt, 
die aus Sicht der Stadt unter das Nutzungsrecht fallen:
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 Schleswig-Holstein-Musikvestival
 Lüneburger Bachwoche
 Meisterkonzerte
 Chorkonzerte
 Institutionsbezogenen Veranstaltungen (Deutscher Bibliotheksverband, Archivtag, Ju-

gend musiziert)
 Verbandstagungen (LÜWO-Bau) und Verbandsfachtagungen (Abwassergesellschaft)
 Kommunale Repräsentations- und Gedenkveranstaltungen (Ehrungen, Preisverga-

ben z.B. Kulturpreis der Hansestadt Lüneburg „Dr.- Hedwig- Meyn-Preis“)
 Allgemeine Versammlungen (für die die der Hansestadt Lüneburg zur Verfügung ste-

henden Räulichkeiten zu klein sind) 
 Städtetage (mit dem niedersächsischen und deutschen Städtetag), Landkreistage 
 Verbandstagungen (z.B. mit dem niedersächsischen Landesfeuerwehrverband, dem 

niedersächsischen Landestrachtenverband, der Landesmedienantstalt)
 Tagungen mit dem Lüneburgischen Landschaftsverband
 Veranstaltungen mit der Landesarbeitsgemeinschaft für Soziokultur

Neuer Beschlussvorschlag nach dem 13.12.16:

Dem Abschluss des als Anlage 1 (einschließlich der Anlage 2) vorgelegten Rahmen-
vertrages über die Nutzung von Räumen und Flächen des Zentralgebäudes der Leu-
phana Universität Lüneburg wird zugestimmt. Der Rahmenvertrag stellt die Konkrekti-
sierung der vorläufigen Vereinbarung über die Grundsätze zur Nutzung des Zentralge-
bäudes der Stiftung Universität Lüneburg dar.

Sachverhalt:

Die Hansestadt Lüneburg, der Landkreis Lüneburg und die Stiftung Universität Lüneburg 
haben am 26.03.13 (VA-Beschluss vom 21.03.2013, VO/5070/13) gemeinsam eine vorläufi-
ge Vereinbarung über die Grundsätze zur Nutzung des neuen Zentralgebäudes der Stiftung 
Universität Lüneburg abgeschlossen. Unter Ziff. 4. C) wurde geregelt, dass die Vertragspar-
teien auf der Grundlage dieses Vertrages bis zum 31.12.2013 eine ergänzende Nutzungs- 
und Mietordnung vereinbaren. Diese Frist wurde auch als Bedingung in den Zuwendungsbe-
scheid der Hansestadt Lüneburg vom 15.02.2012 über die Festbetragsförderung von 5 Mio. 
Euro zum Zwecke der Errichtung des Zentralgebäudes nach einem Entwurf des Architekten 
Daniel Libeskind aufgenommen. Eine Auszahlung des Zuschusses von 5 Mio. Euro ist bisher 
noch nicht erfolgt, da noch keine Freigabe des Mittelabrufes von der NBank, die den Mittela-
bruf für die Hansestadt Lüneburg prüft, erfolgt ist.

Auf Antrag der Stiftung wurden die Fristen des Zuwendungsbescheides verlängert. Zum 
einen wurde mit Anpassungsbescheid vom 18.12.14 der Durchführungs- und Bewilligungs-
zeitraum des Bauvorhabens bis zum 31.07.2017 verlängert (Beschluss vom 17.12.14, 
VO/6020/14) und die Frist auf die abzuschließende Nutzungs- und Mietordnung auf den 
31.12.16 verschoben (Beschluss vom 15.06.16, VO/6733/16).

Das Zentralgebäude soll am 11.03.17 offiziell eröffnet werden. Die Hansestadt Lüneburg 
plant am selben Tag bereits ihre 1. Veranstaltung aus ihrem Nutzungskontingent, nämlich 
die Durchführung eines internationalen Konzerts zur Aufführung von Beethovens Neunter 
Sinfonie im Rahmen der Städtepartnerschaft zu Naruto/ Japan (siehe auch Vorlage Rat 
15.12.16,VO/6973/16).
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Die Stiftung hat nunmehr einen mit der Hansestadt Lüneburg abgestimmten Entwurf einer 
Miet- und Nutzungsordnung bzw. genauer gesagt den Entwurf einer Rahmenvereinbarung 
über die Nutzung von Räumen und Flächen des Zentralgebäudes der Universität Lüneburg 
vorgelegt (siehe Anlage). Zu dem Rahmenvertrag gehören insgesamt 9 Anlagen. Die Anla-
gen können bei Bedarf bei Frau Bauer (Rathaus, Zimmer 20) eingesehen werden.

Hervorzuheben ist in diesem Rahmenvertrag insbesondere der § 1 (Vertragsgegenstand) 
Ziff. 3 a und b, in dem dezidierter definiert wird, welche Veranstaltungen unter das Nutzungs-
recht der Hansestadt Lüneburg fallen. Die Nutzung der jeweils überlassenen Veranstaltungs-
stätte erfolgt unentgeltlich (§ 7 Nutzungsentgelt). Die Hansestadt trägt wie in der vorläufigen 
Vereinbarung vorgesehen lediglich die durch die Nutzung der Veranstaltungsstätte verur-
sachten verbrauchsabhängigen Kosten (z.B. Wärme, Reinigung, Strom und Wasser, zusätz-
liche Bewachung) sowie zu pauschalierende Kosten wie z.B. Personalkosten der Stiftung. In 
Bezug auf die Abrechnungsmodalitäten der Betriebs- und Nebenkosten kann die Stiftung 
erst einen Vorschlag unterbreiten, nachdem die technischen Anlagen des Zentralgebäudes 
in Betrieb genommen wurden. 

Der Rahmenvertrag konkretisiert die vorläufige Vereinbarung über die Grundsätze zur Nut-
zung des Zentralgebäudes und löst diese damit ab.

Für beide Vertragsparteien ist dieses Projekt eine erstmalige Herausforderung, mit dem noch 
Erfahrungen gesammelt werden müssen. Mit der Inbetriebnahme des Zentralgebäudes und 
den ersten Nutzungen durch die Hansestadt Lüneburg wird sich zeigen, ob ggf. noch weite-
rer Regelungsbedarf besteht. Hierüber sind sich beide Vertragsparteien bewusst. In § 11 Ziff. 
4 des Rahmenvertrages wurde daher explizit geregelt, dass die Stiftung und die Hansestadt 
die praktische Umsetzung dieses Rahmenvertrages regelmäßig überprüfen sowie der jeweils 
anderen Partei Vorschläge zu zweckmäßigen Anpassungen unterbreiten und partnerschaft-
lich umsetzen.

Beschlussvorschlag:

Dem Abschluss des als Anlage vorgelegten Rahmenvertrages über die Nutzung von Räu-
men und Flächen des Zentralgebäudes der Leuphana Universität Lüneburg wird zugestimmt. 
Der Rahmenvertrag löst die vorläufige Vereinbarung über die Grundsätze zur Nutzung des 
Zentralgebäudes ab.

Finanzielle Auswirkungen:

Kosten (in €)
a) für die Erarbeitung der Vorlage: 100,00

aa)  Vorbereitende Kosten, z.B. Ausschreibungen, Ortstermine, etc.

b) für die Umsetzung der Maßnahmen:

c)  an Folgekosten:

d) Haushaltsrechtlich gesichert:

Ja
Nein
Teilhaushalt / Kostenstelle:  
Produkt / Kostenträger:
Haushaltsjahr:
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e)  mögliche Einnahmen:

Anlage/n:

Anlage 1: Rahmenvertrag über die Nutzung von Räumen und Flächen des Zentralge-
bäudes der Leuphana Universität Lüneburg vom 16.12.2016 (Version 9)

Anlage 2: Anlagen zum Rahmenvertrag (insgesamt 9)
Anlage 3 : Synopse zur vorläufigen Vereinbarung vom 26.03.2013 und dem Rahmenver-

trag vom 16.12.16

Beratungsergebnis:

Sitzung
am

TOP Ein-
stimmig

Mit
Stimmen-Mehrheit

Ja / Nein / Enthaltun-
gen

lt. Be-
schluss-

vorschlag

abweichende(r) Empf 
/Beschluss

Unterschr. 
des Proto-

kollf.

1

2

3

4

Beteiligte Bereiche / Fachbereiche:
Fachstelle 401 - Kultur
Bereich 30 - Rechtsamt
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Synopse 

(Die Vorläufige Vereinbarung vom 26.03.2013 ist in Gänze dargestellt, aus dem Rahmenvertrag vom 16.12.16 sind nur die 

dazu passenden Passagen gegenüber gestellt) 

Vorläufige Vereinbarung über die Grundsätze zur Nutzung 
des neues Zentralgebäudes der Stiftung Universität 

Lüneburg vom 26.03.2013 
 

zwischen der Hansestadt Lüneburg, dem Landkreis 
Lüneburg und der Stiftung Universität Lüneburg  

 
 
Präambel 
Die nachfolgende Vereinbarung wird auf der Grundlage des 
Bebauungsplanes Nr. 137 der Hansestadt Lüneburg und der 
Baugenehmigung vom 04.03.2011 (Bauantragsnummer 528/10) 
abgeschlossen. Der Bebauungsplan Nr. 137 setzt für das 
Baugrundstück des Zentralgebäudes der Stiftung Universität Lüneburg 
ein sonstiges Sondergebiet im Sinne von § 11 Abs. 2 Satz 2 BauNVO 
in der Gestaltung eines Hochschulgebietes fest. Außeruniversitäre 
Veranstaltungen sind nur ausnahmsweise, der Hauptnutzung 
untergeordnet und nachrangig zulässig. Außerdem setzt der 
Bebauungsplan Nr. 137 eine grundsätzliche Beschränkung der 
Teilnehmerzahlen von Veranstaltungen auf 1200 fest. Die 
Baugenehmigung vom 04.03.2011 beschränkt die Genehmigung in der 
Nebenbestimmung E I 5 auf 1200 Personen und stellt klar: „Sollte die 
Nutzung mit einer darüber hinausgehenden Besucheranzahl 
beabsichtigt sein, ist rechtzeitig vorher ein entsprechender Antrag gem. 
§ 47 NVStättVO zu stellen. Der jeweilige Nutzer hat für die 
Rechtmäßigkeit seiner Nutzung einzustehen. 
 
 
 

Rahmenvertrag über die Nutzung von Räumen und Flächen 
des Zentralgebäudes der Leuphana Universität Lüneburg in 

der Version 9 vom 16.12.2016 
 

zwischen der Leuphana Universität Lüneburg und der 
Hansestadt Lüneburg 

 
 
§ 4 Pflichten der Hansestadt 

1. Die Hansestadt hat für die Rechtmäßigkeit der Nutzung der 
Veranstaltungsstätten einzustehen und die einschlägigen Rechts-
vorschriften zu beachten. 
 
Die Stiftung wird in dem jeweiligen auf der Grundlage dieses 
Rahmenvertrages geschlossenen Einzelvertrag die 
Verpflichtungen als Betreiberin der Veranstaltungsstätten nach § 
38 Abs. 1 bis 4 NVStättVO gemäß § 38 Abs. 5 der NVStättVO auf 
die Hansestadt übertragen. Die Verantwortung der Stiftung für die 
Einhaltung der baurechtlichen Vorschriften bleibt unberührt. 
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Ziff. 1. 
Die Stiftung errichtet ein neues Zentralgebäude. In dem Gebäude mit 
einer Nutzfläche von ca. 13.000 m² sollen ein Forschungszentrum, 
Seminarräume, Studierendenzentrum, Mensa, Ausstellungsflächen 
sowie ein Auditorium Maximum mit entsprechenden Eingangsbereichen 
untergebracht werden.   
 
Ziff. 2. 
Das neue Zentralgebäude der Stiftung Universität Lüneburg dient in 
erster Linie universitären Zwecken von Lehre und Forschung. Daneben 
soll es als Impulsgeber zur Stärkung der regionalen Wirtschaftskraft 
dienen. 
 
 
Ziff. 3. 
Das Auditorium Maximum wird für Saalveranstaltungen mit bis zu 1.200 
Besuchern sowie ca. 1.200 Sitzplätzen geeignet sein. Daneben soll die 
Möglichkeit der Kongressbestuhlung bestehen. In den Bereich Mensa, 
Eingangsbereiche und Ausstellungsflächen können bis zu 800 Gäste 
angemessen verköstigt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 1 – Vertragsgegenstand –  

1. Vertragsgegenstand ist die Nutzung der in der Anlage 1 zu 
diesem Vertrag näher bezeichneten Veranstaltungsstätten im 
Zentralgebäude. 
 
Die Nutzung des gastronomischen Angebotes und der dazu 
gehörigen Flächen (Speisesaal) im Zentralgebäude bleibt einer 
gesonderten Regelung der Parteien ein einem Nachtrag zu 
diesem Rahmenvertrag vorbehalten. In Abhängigkeit vom 
Ergebnis des Vergabeverfahrens zur gastronomischen Nutzung 
wird die Stiftung dazu der Hansestadt Lüneburg voraussichtlich 
im 2. Quartal 2017 entsprechende Vorschläge unterbreiten. 

 
 5. Der Hansestadt ist bekannt, dass die Baugenehmigung vom 

04.03.2011 eine grundsätzliche Beschränkung der 
Teilnehmerzahlen von Veranstaltungen auf max. 1200 
Personen bestuhlt festsetzt. Die Standardbestuhlung wird 
weniger als die o.g. Maximalbestuhlung aufweisen, Kosten für 
evtl. Umbauten sind durch die Veranstalter zu tragen.   

 
 7. Die jeweilige Ausstattung und Bestuhlung der zur Nutzung zur 
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Ziff. 4. 
Hansestadt und Landkreis Lüneburg sind berechtigt, das neue 
Zentralgebäude für folgende Veranstaltungen zu nutzen: 
 
 

a) Nichtkommerzielle Nutzungen durch Einrichtungen der 
Hansestadt Lüneburg und des Landkreises Lüneburg 
einschließlich der von ihnen mehrheitlich gehaltenen 
kommunalen Gesellschaften und eingetragenen Vereinen in 
Stadt und Landkreis Lüneburg im Umfang von 30 
Einzelveranstaltungen p.a. auf dafür geeigneten Flächen im 
Zentralgebäude. Jede kommerzielle Nutzung insbesondere 
durch eine Weitervermietung der aufgrund dieses 
Nutzungsrechtes überlassenen Flächen wird ausdrücklich 
ausgeschlossen. Für jede Nutzung dieser Kategorie werden der 
Universität jeweils die Betriebskosten erstattet, die 
insbesondere umfassen: Energiekosten, Reinigung, ggf. 
zusätzliches Personal und ggf. zusätzliche Bewachung, die der 
Universität im unmittelbaren Zusammenhang mit der 
Überlassung der Flächen entstehen; nicht zu erstatten sind 
jedoch Abschreibungen, Kapital –oder Unterhaltungskosten. 
 

b) Veranstaltungen von dem Gemeinwohl verpflichteten 
Organisationen, deren Durchführung im Interesse von 
Hansestadt, Landkreis oder Stiftung liegen (z.B. Städtetage, 
Wissenschaftliche Großveranstaltungen, Symposien). Andere 
Großveranstaltungen, die im Interesse der Vertragsparteien 
stehen, können im Einzelfall gesondert vereinbart werden. Für 
jede Nutzung dieser Kategorie werden der Universität jeweils 
die vollen Betriebskosten erstattet einschließlich anteiliger 

Verfügung stehenden Veranstaltungsstätten ist in dem diesen 
Vertrag als Anlage 5 beigefügten Ausstattungs- und 
Bestuhlungsplan festgehalten. 

 
 
§ 1 – Vertragsgegenstand –  

2. Jegliche Nutzung der Veranstaltungsstätten muss mit dem in 
Anlage 2 zu diesem Vertrag näher beschriebenen Leitbild der 
Leuphana Universität Lüneburg vereinbar sein, das sich zu 
einer humanistischen und nachhaltigen Universität bekennt. 

 
3. Zwischen Stiftung und Hansestadt besteht Einvernehmen über 

die grundsätzliche Beschränkung der Veranstaltung auf 
folgende Nutzungszwecke: 

 
a) Nicht kommerzielle Nutzungen durch Einrichtungen der 

Hansestadt Lüneburg einschließlich der von ihr mehrheitlich 
gehaltenen kommunalen Gesellschaften und eingetragenen 
Vereinen. „Nicht kommerzielle Nutzungen“ sind solche, die nicht 
der Gewinnerzielung dienen und für die ein lediglich 
kostendeckendes Entgelt erhoben werden darf. Hierfür steht ein 
Kontingent von bis zu 30 in der Regel eintägigen 
Einzelveranstaltungen p.a. zur Verfügung, das die Hansestadt 
und der Landkreis Lüneburg nach deren interner Absprache in 
Anspruch nehmen können. 

 
 

b) Veranstaltungen von dem Gemeinwohl verpflichteten 
Organisationen, deren Durchführung im Interesse von 
Hansestadt oder Stiftung liegen (z.B. Städtetage, 
wissenschaftliche Großveranstaltungen, Symposien). Andere 
Großveranstaltungen, die im Interesse der Vertragspartner 
stehen, können im Einzelfall gesondert vereinbart werden. 

 
Ergänzend sind sich die Parteien darüber einig, dass darunter auch 
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Bauunterhaltungskosten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

kulturelle und repräsentative Veranstaltungen, Gremiensitzungen, 
Informationsveranstaltungen sowie gedenk- und anlassbezogene 
Veranstaltungen (z.B. Ehrungen) fallen. Voraussetzung ist allerdings in 
jedem Fall, dass jegliche kommerzielle Nutzung ausgeschlossen ist. 
 
Die Hansestadt übernimmt gegenüber der Stiftung die Verpflichtung nur 
solche Veranstaltungen anzumelden und durchzuführen, die auf ihrer 
eigenen Initiative beruhen und zu denen sie oder ihre Einrichtungen 
oder mehrheitlich von ihr gehaltenen Gesellschaften rechtlich oder 
vertraglich verpflichtet sind und die in unmittelbarem inhaltlich 
thematischen Zusammenhang mit der öffentlichen Daseinsvorsorge 
und der kommunalen Aufgabenerfüllung stehen. 
Beide Vertragsparteien stimmen darüber ein, dass folgende 
Veranstaltungen nicht unter die o.g. Veranstaltungen fallen: 
 

• Veranstaltungen, die zuvor bereits zur Durchführung bei der 
Stiftung oder von ihr beauftragten Dritten angefragt wurden 
(„Ausschluss der Umgehung marktgerechter Preise“) 

• Veranstaltungen, die in der Vergangenheit bereits zu 
Marktpreisen durchgeführt wurden. Hierdurch soll verhindert 
werden, dass vollfinanzierte Veranstaltungen zur 
Kostensenkung über die in 3a) und b) genannten Kriterien 
fallen. 

• Parteiveranstaltungen 
 

4.   Um das im Einklang mit den in Ziff. 3 definierten zulässigen 
Nutzungszwecken stehende Interesse zu bekräftigen, tritt die 
Hansestadt bei sämtlichen Veranstaltungen, bei denen sie ihren 
Einrichtungen oder mehrheitlich von ihr gehaltenen 
Gesellschaften und eingetragenen Vereinen ihre 
Nutzungsoption überlässt, als Mitveranstalter mit allen Pflichten 
auf. Sofern es sich um Veranstaltungen von Körperschaften mit 
Sitz außerhalb Deutschlands handelt, ist die Stadt 
Vertragspartner der Stiftung. 
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c) Die Vertragsparteien vereinbaren bis zum 31.12.2013 eine 
ergänzende Nutzungs- und Mietordnung. 
 

 
 
Ziff. 5. 
Für Schäden haftet der jeweilige Nutzer nach den gesetzlichen 
Bestimmungen. 
 
 
 
 
 
 

 
§ 8 – Betriebs-/Nebenkosten - 

1. Die Hansestadt trägt die durch die Nutzung der Veranstaltungs-
stätte verursachten Kosten. Die Kosten betreffen 
verbrauchsabhängige Kosten (z.B. Wärme, Reinigung, Strom 
und Wasser, zusätzliche Bewachung) sowie zu 
pauschalierende Kosten z.B. Personalkosten der Stiftung, 
Reinigung). 
 
Die Stiftung wird der Hansestadt in Bezug auf die 
Abrechnungsmodalitäten der Betriebs- und Nebenkosten einen 
Vorschlag unterbreiten, nachdem die technischen Anlagen des 
Zentralgebäudes in Betrieb genommen wurden. 

 
2. Soweit im Einzelvertrag keine abweichenden Regelungen 

getroffen werden, trägt die Hansestadt die Kosten der zur 
Durchführung der Veranstaltung erforderlichen behördlichen 
Genehmigung sowie die Kosten des Sicherheits- und 
Ordnungsdienstes sowie – soweit notwendig – des technischen 
Personals (z.B. Bühnenmeister) 

 
 
 
 
 
 
§ 9 – Haftung, Versicherung -  

1. Stiftung – diese vorbehaltlich der nachfolgenden Bestimmungen 
– und Stadt haften der jeweils anderen Vertragspartei nach den 
gesetzlichen Bestimmungen. 

 
2. Die Hansestadt haftet der Stiftung nach Ziff. 1 für etwaige 

Schäden, die durch von ihr oder ihren Dienstleistern bei der 
Übergabe und/oder Rückgabe der Veranstaltungsstätte zu 
vertretenden Verzögerungen entstehen.  
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Ziff. 6. 
Mindestens einmal im Jahr führen Hansestadt, Landkreis und Stiftung 
Universität Lüneburg ein Belegungsgespräch zur detaillierten 
Abstimmung ihrer Veranstaltungsplanung. Die Stiftung bewirtschaftet, 
vermietet oder überlässt das Zentralgebäude entweder in eigener 
Regie und Verantwortung oder bedient sich der einschlägigen 
Dienstleistungen eines bzw. mehrerer geeigneter Unternehmen ihrer 
Wahl. Die Regelungen dieser Vereinbarung werden dadurch nicht 
berührt. 
 
 
 

 
3. Die Stiftung haftet nicht für Ausfälle von Veranstaltungen 

aufgrund angekündigter oder spontaner Studentenproteste oder 
Demonstrationen oder Boykottaufrufe Dritter. Entsprechendes 
gilt für Störungen/ Beeinträchtigungen/vorzeitigen Abbruch von 
Veranstaltungen, die auf Handlungen Dritter zurückzuführen 
sind. 
 

4. Die Stiftung gewährleistet angemessenen Haftpflicht-
Versicherungsschutz, mit dem die in ihrem 
Verantwortungsbereich liegenden Haftpflichtschäden abgedeckt 
werden. 
 

5. Für den Fall, dass die Hansestadt ihr Nutzungsrecht an einen 
Dritten im Sinne des § 1 Ziff. 3 weiterleitet und der Kommunale 
Schadensausgleich Hannover nicht eintrittspflichtig ist, 
verpflichtet sich die Hansestadt, dafür Sorge zu tragen, dass der 
Dritte angemessenen Versicherungsschutz für die in seinem 
Verantwortungsbereich liegenden  Haftpflichtschäden 
gewährleistet.   

 
 
 
§ 3 –Grundzüge des Belegungsverfahrens- 

1. Die Parteien sind sich einig darüber, dass in jedem Fall die 
störungsfreie Aufrechterhaltung des universitären Lehr- und 
Forschungsbetriebes gewährleistet sein muss. Das Nähere 
regeln die Überlassungsbedingungen der Leuphana Universität 
Lüneburg (Anlage 6). Einigkeit besteht deshalb darin, dass 
außeruniversitäre Veranstaltungen – wie die in diesem Vertrag 
geregelte Nutzungsüberlassung - nur ausnahmsweise, der 
Hauptnutzung untergeordnet und nachrangig zulässig ist.  

 
2. Der Hansestadt ist bekannt, dass die Stiftung wahlweise in 

eigener Regie und Verantwortung oder durch Beauftragung von 
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Dienstleistern wie der LVV mbH die in diesem Vertrag näher 
bezeichneten Veranstaltungsstätten pro aktiv vermarktet. Die 
Beteiligten gemäß Präambel führen Belegungsgespräche 
zwecks detaillierter Abstimmung ihrer Veranstaltungsplanung. 
Sobald die Inanspruchnahme des Zentralgebäudes durch den 
universitären Lehr- und Forschungsbetrieb feststeht, wird die 
Stiftung der Hansestadt und dem Landkreis Lüneburg die für 
außeruniversitäre  Veranstaltungen verfügbaren Nutzerflächen 
und Nutzerstunden bekanntgeben. Dies geschieht in der Regel 
für einen Zeitraum von 6 Monaten im Voraus. Das bedeutet, 
dass die Hansestadt – vorbehaltlich der Verfügbarkeit der 
Flächen vor dem Hintergrund der universitären Kernnutzung – 
Veranstaltungen mit einem Vorlauf von bis zu 6 Monaten (2x 
Jahr) anmelden kann. Bei größeren Veranstaltungen mit 
besonderem Koordinierungsaufwand (z.B Städtetage) wird der 
Hansestadt ein Vorlauf von bis zu 12 Monaten eingeräumt. 
Nicht gebuchte Veranstaltungen erhöhen nicht die Anzahl der 
möglichen Veranstaltungen für das Folgejahr (s. § 1, Abs. 3a). 
Ein Anspruch auf den Termin kann erst aus der bestätigten 
Buchung resultieren 

3. Die Stiftung ist berechtigt, bei Vorliegen eines wichtigen 
Grundes von dem jeweiligen Nutzungsvertrag zurückzutreten. 
Ein solcher wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn  
a) eine Gefahr im Sinne des niedersächsischen Gesetzes über 
die öffentliche Sicherheit und Ordnung besteht; 
b) ein unvorhergesehenes Eigeninteresse der Stiftung, 
insbesondere die Aufrechterhaltung des universitären Lehr- und 
Forschungsbetriebes die Herausnahme zwingend erfordert; 
c) die Veranstaltung nicht mit dem Leitbild der Leuphana 
Universität Lüneburg vereinbar ist: 
 
Das Vorliegen des wichtigen Grundes hat die Stiftung der 
Hansestadt nachzuweisen. Soweit möglich, ist der Hansestadt 
eine terminliche und räumliche Ersatzlösung anzubieten. 
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Ziff. 7. 
Diese Vereinbarung ist zunächst befristet bis auf eine Dauer von zehn 
Jahren ab vollständiger Bezugsfertigkeit des Zentralgebäudes. Die 
Hansestadt Lüneburg und der Landkreis Lüneburg haben jeweils das 
Recht auf zweimaliger Vertragsverlängerung zu jeweils 10 Jahren, 
sofern sie es ein Jahr vor Ablauf dieser Vereinbarung verlangen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ziff. 8. 
Diese Vereinbarung wird spätestens 1 Monat vor Eröffnung des 
Zentralgebäudes von den Vertragspartnern noch einmal überprüft und 
gegebenenfalls aufgrund zwischenzeitlicher Entwicklungen aktualisiert. 

Im Falle eines Rücktrittes gemäß lit. b) ersetzt die Stiftung der 
Hansestadt auf Nachweis deren vergebliche Aufwendungen. In 
allen anderen Fällen ist die Stiftung nicht verpflichtet, der 
Hansestadt den ihr etwa entstandenen Schaden zu ersetzen. 
 
Beabsichtigt die Stiftung, von dem Rücktrittsrecht Gebrauch zu 
machen, werden die Parteien zunächst den Versuch 
unternehmen, den Konfliktfall partnerschaftlich zu lösen.   

 
 
 
§ 6 – Vertragsdauer –  

1. Dieser Rahmenvertrag beginnt mit vollständiger Bezugsfertigkeit 
des Zentralgebäudes und der Nutzbarkeit der Veranstaltungs-
stätten und wird für die Dauer von 10 Jahren abgeschlossen. 
 
Die Stiftung wird der Hansestadt den Zeitpunkt des 
Vertragsbeginns schriftlich mitteilen. 

 
2. Die Hansestadt hat das zweimalige Optionsrecht auf 

Verlängerung des Rahmenvertrages um jeweils 10 Jahre. Das 
Optionsrecht muss jeweils spätestens ein Jahr vor Ablauf der 
vorangehenden Vertragszeit ausgeübt werden. Hierzu ist es 
ausreichend, dass die Hansestadt der Stiftung schriftlich erklärt, 
dass sie von diesem Recht Gebrauch macht.   
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